
Die zur Evaluierung des deutschen Standortauswahlgesetzes einberufene Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe hat dem Gesetzgeber im Sommer 2016 ihren Abschlussbericht vorgelegt.

Empfohlen wird ein umfangreiches Beteiligungssystem, das es der regionalen und 
überregionalen Öffentlichkeit ermöglichen soll, das Standortsuchverfahren 

kritisch und konstruktiv zu begleiten. Auf der regionalen Ebene 
sollen Regionalkonferenzen zum Einsatz kommen. Erfahrungen 

aus der Schweiz zeigen sowohl Chancen als auch Probleme.

Bürger(innen) auf Standortsuche 
Erwartungen in Deutschland, Erfahrungen aus der Schweiz
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owohl in Deutschland als auch in der Schweiz liefen seit den
1970er Jahren Bemühungen, einen Standort für ein Endlager

für hoch radioaktive Abfallstoffe zu identifizieren. In beiden Län-
dern erregten sie erhöhte öffentliche Aufmerksamkeit und führ-
ten zu Konflikten (siehe Abbildung 1, S.122). Versuche, die inter-
essierte Öffentlichkeit einzubeziehen, gab es immer wieder. In
Deutschland waren diese Versuche der Bürgerbeteiligung jedoch
stets zeitlich und teilweise auch thematisch stark begrenzt. So be-
stand beispielsweise von 1999 bis 2002 der Arbeitskreis Auswahl-
verfahren Endlagerstandort (AkEnd), der Bürger(innen) einband
und die Aufgabe hatte, wissenschaftliche Kriterien für die Stand-
ortsuche aufzustellen, dessen Ergebnisse aber nicht umgesetzt
wurden. Generell fokussierte der Endlager-Dialog stark auf tech-
nisch-wissenschaftliche Fragen, ein Raum für die Debatte politi -
scher Aspekte wurde nicht geschaffen (Kuppler 2015). Zum Teil
wurden die Bemühungen auch durch gleichzeitig stattfindende
Beschlüsse auf Bundesebene eingeschränkt oder Entscheidun-
gen vorweggenommen.1 Von vielen Seiten wird es daher als wich-
tig erachtet, die Bevölkerung zukünftig stärker an Entscheidun-
gen über ein Endlager zu beteiligen, da auch Umfrageergebnisse
seit vielen Jahren darauf hinweisen, dass weite Teile der Öffent-
lichkeit eine stärkere Berücksichtigung ihrer Interessen bei der
Standortauswahl erwarten (Hocke-Bergler et al. 2003).

Insbesondere über Art und Umfang der Bürgerbeteiligung,
aber auch über die Interpretation wissenschaftlicher Ergebnisse
entbrannte in Deutschland ein gesellschaftlicher Konflikt, der zu
politischen Entscheidungsblockaden führte. Um diese zu entspan -
nen (siehe Renn und Gallego Carrera 2010), bemüht sich Deutsch-

land seit ein paar Jahren, neue Wege der Entscheidungsfindung
im Entsorgungsbereich einzuschlagen. So hat der Deutsche Bun -
destag 2013 mit der Verabschiedung des Standortauswahlgesetz
(StandAG) die rechtliche Grundlage einer neuen Standortsuche
geschaffen. Das Gesetz beschreibt auch Grundsätze zur Öffent-
lichkeitsbeteiligung, die von der Kommission Lagerung hoch ra-
dioaktiver Abfallstoffe (kurz: Endlager-Kommission, 2014 bis 2016)
fortentwickelt wurden. Zur regionalen und überregionalen Be-
teiligung wird die Implementation eines transparenten, lernfä-
higen und selbstheilenden Systems vorgeschlagen, bestehend aus
einem unabhängigen Nationalen Begleitgremium(NBG) undRe-
gionalkonferenzen (RK) in untersuchungswürdigen Standortre -
gi  o nen, deren Vertreter(innen) sich wiederum in einem Rat der
Regionen beratschlagen sollen (vergleiche BT-Drs.18/9100,S.39ff.).
Offen bleibt, inwiefern sich jene Umweltverbände und Bürger-
initiativen auf diesen Prozess einlassen können, die sich der Zu-
sammenarbeit mit der Endlager-Kommission verweigerten.

Angesichts der Neuartigkeit der Aufgabe lohnt es sich, nach
Erfahrungen in Ländern zu fragen, die einen ähnlichen Weg der
Modernisierung aufgrund eines gesellschaftlichen Konflikts ge-
gangen sind, wie etwa die Schweiz. Dort wird seit 2008 der Sach-

S

1 Siehe zum Beispiel www.forum-endlager-dialog.de/downloads/10-10-01-
gruende-meine-mitarbeit-im-fed-einzus.pdf.
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plan geologische Tiefenlager (SGT) implementiert, der ein dreistu -
fi  ges Auswahlverfahren inklusive Aufgaben und Gremien der
Bürgerbeteiligung beschreibt (BFE 2008). Alle am Thema inter-
essierten Akteursgruppen sind an der Entwicklung des „Szenario
Tiefenlager“ (BFE 2009, S. 6) beteiligt. In den potenziellen Stand-
ortregionen wurden dazu RK aufgebaut. Mitglieder sind Gemein-
devertreter(innen), Mitglieder von Interessengruppen und wei-
tere interessierte Bürger(innen) (BFE 2009, S. 8). Ihre Aufgaben
sind auf die Oberflächenanlagen und die Ausarbeitung von Ent-
wicklungspotenzialen für die jeweiligen Regionen beschränkt.
Weiterhin können sie sich mit Themen ihres Interesses ausein-
andersetzen und kommentieren die Vorschläge, die der Vorha-
benträger erarbeitet.

Im Folgenden werden die Erfahrungen aus der Schweiz und
die Erwartungen, die in Deutschland an die Bürgerbeteiligung
formuliert werden, vorgestellt und verglichen. Die analytisch zen-
trale Frage dabei ist, was Bürgerbeteiligung in einem solch kom-
plexen Themenfeld leisten soll und kann. Zunächst werfen wir
dazu einen Blick in die Literatur.

Welche Rolle für die Bürger(innen)?

Diese Frage ist in der wissenschaftlichen Fachliteratur nur in An-
sätzen beantwortet. Insbesondere wird diskutiert, wie damit um-

gegangen werden soll, dass Fachwissen für eine sichere Entsor-
gung benötigt wird, gleichzeitig aber Bürger(innen) nicht aus den
Debatten ausgeschlossen werden sollen. Die Möglichkeit,Wissen
mitzugestalten (Durant 2009), die Anbindung der Bürgerbeteili -
gung an politische Institutionen (Johnson 2009), aber auch das Pri-
mat des wissenschaftlichen Sicherheitsnachweises (Krütli et al.
2010) sind zentrale Faktoren. Die Einbindung von Bürger(inne)n
in Netzwerke der Entscheidungsfindung (Governance) wird in
der Entsorgungsfrage stark von den klassischen Entscheidungs-
träger(inne)n bestimmt (Brunnengräber und Häfner 2015). Of-
fen bleibt, welche Rolle den Bürger(inne)n in der Praxis zugestan-
den wird. Welche Erwartungen haben sie selbst diesbezüglich?

Erfahrungen aus der Schweiz

Die Schweizer RK zeichnen sich in ihrer Umsetzung durch zwei
Hauptmerkmale aus: Da ist zum einen das relativ eingeschränk-
te Mandat, das ursprünglich strikt zwischen den obertägigen Aus-
wirkungen und der untertägigen Sicherheit trennte. Das schwei-
zerische Bundesamt für Energie (BFE) (2009, S.6) weist explizit
darauf hin, dass die „Akteurinnen und Akteure (…) keine neuen
(…) Kompetenzen“ erhalten. Diese strikte Trennung wurde von
Bürgerinitiativen stark kritisiert. Sie forderten, dass eine „Fach-
gruppe“ in den RK geschaffen würde, die sich explizit mit den

Das gelbe Kreuz (hier an einem Haus in Hitzacker im Landkreis Lüchow-Dannenberg) ist Symbol der Anti-Atom-Bewegung im Wendland, die
gegen die Nutzung des Salzstocks Gorleben als Endlagerstandort protestiert.
ABBILDUNG 1:
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Fragen der untertägigen Sicherheit befasst.2 Zum anderen be-
steht ein großer Kooperationswille bei allen Beteiligten. Diesen
bewies zum Beispiel das BFE, indem es der Forderung nach Ein-
richtung der Fachgruppe Sicherheit nachkam und damit den er-
folgreichen Start der regionalen Partizipation ermöglichte (Kupp -
ler 2015). Die Betroffenen beteiligten sich an den RK, nachdem

das BFE ihre Forderung erfüllt hatte. Es fand ein Aushandlungs-
prozess statt, durch den politische Handlungsfähigkeit hergestellt
wurde (vergleiche Warren und Mansbridge 2013).

Eine Evaluation der bisherigen Arbeit und Struktur der RK
er gab Verbesserungsbedarf, insbesondere bezüglich des Arbeits-
aufwands für die Mitglieder, die diese Arbeiten in ihrer Freizeit
erledigen müssen, der Repräsentativität sowie des Wissensgefäl -
les innerhalb der RK. Letzteres sei durch die unterschiedlichen
Rollen der Mitglieder in den Fachgruppen oder der Vollversamm -
lung bedingt (Alpiger und Vatter 2016). Ein mögliches zukünfti -
ges Problem ergibt sich aus dem Vorschlag des Vorhabenträgers
im Dezember 2014, zwei Standortgebiete vertieft zu untersuchen.
In den anderen Standortgebieten stellten die RK teilweise ihre
Arbeit ein, obwohl ein Entscheid des Bundesrats über diesen Vor-
schlag erst für Ende 2018 vorgesehen ist. Die Frage des Kompe-
tenzerhalts in diesen Regionen ist offen.

Erwartungen in Deutschland 

Empirische Beobachtungen zeigen, dass Kommunalpolitiker(in-
nen) und Vertreter(innen) von Bürgerinitiativen aus betroffenen
Regionen ein faires Verfahren und Bürgerbeteiligung auf Augen -
höhe erwarten. Dies setzt für viele Akteure einen frühzeitigen ge-
sellschaftlichen Dialog, transparente Strukturen, klare Rollenver -
teilungen sowie den Zugang zu allen relevanten Informationen
voraus.3 Weiter wird gefordert, dass die durch Bürgerbeteiligung
erarbeiteten Resultate von den zuständigen Behörden nicht nur
zur Kenntnis genommen werden, sondern aus diesen in der Tat
Effekte für das weitere Verfahren resultieren. Eine materielle Un -
terstützung beteiligter Bürger(innen) (etwa zur Expertenakquise)
und ein wertschätzender Umgang durch entscheidungsbefugte
Akteure sind weitere Aspekte. Die Sorgen und Ängste potenziell
betroffener Bürger(innen) sollten ernster genommen und nicht
marginalisiert werden.

Das deutsche Bundesamt für kerntechnische Entsorgungs-
sicherheit (BfE) soll mit der Einrichtung des NBG und weiterer
Beteiligungsverfahren von Anfang an eine breitere Öffentlichkeits-
beteiligung organisieren. Als Kernelement der Beteiligung wer-
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den RK nach Schweizer Vorbild empfohlen, die in den untersu-
chungswürdigen Regionen eingerichtet werden sollen. Der Ent-
wurf zur Novellierung des StandAG sieht vor, dass die Teilnahme
an den Vollversammlungen der RK allen Bürger(inne)n mit kom-
munalem Wahlrecht offensteht und ein Vertretungskreis gegrün -
det wird, der mit Kommunalpolitiker(inne)n, Vertreter(inne)n

gesellschaftlicher Gruppen und Einzelbürger(inne)n paritätisch
besetzt wird, die von der Vollversammlung gewählt werden (BT-
Drs. 18/11398, S. 10 f., siehe auch Hocke und Smeddinck 2017,
in diesem Heft). Die Hauptaufgabe der RK wird darin gesehen,
sämtliche Verfahrensschritte kritisch und konstruktiv zu beglei-
ten. Für den Fall, dass Entscheidungen und Vorschläge des Vor-
habenträgers überarbeitungswürdig erscheinen, sollen die RK
jeweils einmal vor einer Bundestagsentscheidung Nachprüfauf-
träge an das BfE formulieren dürfen. 

Weiterhin offene Fragen

Im Schweizer Verfahren ist das Mandat der RK für die Mitgestal -
tung von Wissen thematisch stark eingegrenzt. In Deutschland
könnte diese in der Literatur formulierte Anforderung, Wissen
mit zugestalten, durch die Möglichkeit der RK, Nachprüfaufträge
an das BfE zu formulieren, etwas besser umgesetzt sein. Es bleibt
jedoch abzuwarten, wie dies in der Praxis realisiert wird. Andere
Probleme, wie Repräsentativität, werden in Deutschland hinge-
gen genauso auftreten, wie sie in der Schweiz aufgetreten sind.

In beiden Ländern ist mit Blick auf die Entsorgungspolitik
ra dioaktiver Abfälle ein stärkerer Wille zu kooperativen Problem-
lösungsstrategien zu beobachten. Die kürzlich in das überarbei-
tete StandAG eingeflossenen Empfehlungen der Endlager-Kom-
mission zur Öffentlichkeitsbeteiligung stellen sicherlich in vieler -
lei Hinsicht ein Novum in Deutschland dar. Bezüglich etablierter
Betei ligungsverfahren lautet der Vorwurf oft, dass die Beteiligung
zu spät erfolgt oder aufgrund von Machtungleichgewichten keine
re ellen Chancen für Beteiligte bestehen, auf bereits getroffene
Entscheidungen Einfluss zu nehmen (vergleiche Nanz und Frit-
sche 2012, S.12 f).4 In der Folge sind oft Frustration und Protest
aufsei ten der Bürger(innen) beziehungsweise der interessierten

Die Erfahrungen aus der Schweiz und die Erwartungen in Deutschland zeigen, 
dass die Partizipation gerade dazu dient, einen „Ort“ zu etablieren, an dem Konflikte
auf konstruktive Art ausgetragen werden können. 

2 Die empirischen Beobachtungen zur Schweiz basieren auf der Arbeit von
Kuppler (2015).

3 Die empirischen Beobachtungen basieren auf im Rahmen eines Dissertations-
vorhabens durchgeführten Interviews (siehe auch Drögemüller 2016).

4 www.bi-luechow-dannenberg.de/?page_id=14147
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Öffent lichkeit zu beobachten. Nachteile von Bürgerbeteiligung
können der erhöhte Zeitaufwand und die Wahrnehmung, dass
Partizipa tionsverfahren nicht einfach in etablierte demokratische
Verfah ren eingebunden werden können, sein, die bei Behörden -
mitarbeiter(inne)n und politischen Entscheidungsträger(inne)n
zur Ablehnung derselben führen können.

Viele Punkte aus den Empfehlungen der Endlager-Kommis-
sion müssen noch präzisiert und Arbeitsweisen etabliert werden,
die einen breiten Konsens finden. Einige grundlegende Fragen
sind: Wer soll beteiligt werden? Wer ist betroffen? Wie können die
Mitglieder der RK in ihrer Arbeit unterstützt werden? Wie kön-
nen über lange Zeiträume hinweg Wissenstransfers ermöglicht
werden? In der Schweiz wurden auf viele dieser Fragen noch kei -
ne oder nur temporär gültige Antworten gefunden. Insbesonde -
re die Frage des Machtungleichgewichts ist auch dort ungelöst.
Sie wird durch die unterschiedlichen Ressourcen aufgeworfen,
über die Bürger(innen) sowie Ämter und Vorhabenträger verfü -
gen. Auch in Deutschland stellt sich die Frage nach den Rollen für
die Stakeholder, wie betroffene Bürger(innen) und Stand ort ge -
meinden. So muss etwa diskutiert werden, welche Arbeitsbelas -
tung ehrenamtlich tätigen Bürger(innen) zugemutet werden kann.
Viele dieser Fragen werden sich nicht endgültig beantworten las-
sen. Vielmehr zeigen die Erfahrungen aus der Schweiz, dass re -
gel mäßige Evaluierungen und Neujustierungen der bestehenden
Gremien und Arbeitszusammenhänge erforderlich sind, ohne
dabei den grundlegenden Arbeitskompromiss aufzulösen. 

Aufgrund der historischen Entwicklung in Deutschland kann
man sicherlich nicht erwarten, dass eine Neuausrichtung der Bür-
gerbeteiligung durch das novellierte StandAG zu einer konflikt-
freien Standortsuche führen wird (siehe auch Ott und Semper
2017, in diesem Heft). Die Erfahrungen aus der Schweiz und die
Erwartungen in Deutschland zeigen eher, dass die Partizipation
gerade dazu dient, einen „Ort“ zu etablieren, an dem Konflikte auf
konstruktive Art ausgetragen werden können. Das Spannungs-
feld von politischer Verantwortung für die gefährlichen Abfäl-
le, wissenschaftlicher Expertise und dem gesellschaftlichen An-
spruch, an einem Verfahren beteiligt zu werden, das über Jahr-
hunderte die „Lebenswelt“ der Menschen beeinflussen wird, kann
nur bearbeitet, nicht aber gelöst werden. 
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